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Reaktionen

Schindler:
„Luftnummer“

Schwandorf. (ch/nt) Die von der
Staatsregierung beschlossenen
Behördenverlagerungen be-
zeichnet der SPD-Landtagsabge-
ordnete Franz Schindler als „klei-
nen Wurf“. Wenn innerhalb von
zehn Jahren ganze 374 Arbeits-
plätze in die Oberpfalz und gera-
de einmal 45 in den Landkreis
Schwandorf verlagert werden sol-
len, wisse man gar nicht, ob man
sich bedanken oder das ganze
Vorhaben als unverschämt be-
zeichnen solle, teilt Schindler
mit: „Wenn man den mit Ämter-
schließungen und Zusammenle-
gungen in der Stoiber-Zeit ver-
bundenen Abbau von Arbeits-
plätzen in der öffentlichen Ver-
waltung im Landkreis Schwan-
dorf gegenrechnet, bleibt über-
haupt nichts übrig.“ Zum Glück
seien im Landkreis viele mittel-
ständische Unternehmen ansäs-
sig, die ohne Getöse und ohne
staatliche Förderung ein Vielfa-
ches an Arbeitsplätzen schaffen
würden. Die von der Staatsregie-
rung inszenierte Show erweise
sich bei näherer Betrachtung als
Luftnummer, schreibt Schindler.

Hanisch: „Umfang
enttäuscht“

Schwandorf. Auf die geplante Be-
hördenverlagerung der Bayeri-
schen Staatsregierung reagierte
auch Landtagsabgeordneter Joa-
chim Hanisch (Freie Wähler) aus
Bruck. Zwar verkaufe Minister
Söder ein inhaltlich begrenztes
Konzept wieder einmal als großes
Vorhaben, demonstriere damit
aber vor allem seine Marketing-
qualitäten, schreibt Hanisch.„Ein
Anfang ist jedoch gemacht, die
Zielrichtung stimmt – nur der
Umfang hat uns Freie Wähler
doch enttäuscht.“ Für den Land-
kreis Schwandorf fielen nur 45
neue Stellen an.„Das ist zu wenig.
Außerdem fallen wohl jede Men-
ge zusätzliche Reisekosten, Zeit-
ausgleich, Trennungsgeld und
eventuelle Umzugskosten an“,
schreibt der Abgeordnete. Ent-
täuschend sei auch, dass im Be-
reich der Naab-Achse von
Schwandorf bis Wernberg nur Ar-
beitsplätze für fünf Beschäftigte
entstehen sollen. Gerade der
nördliche Bereich, der strukturell
eine stärkere Förderung brauche,
sei zu wenig berücksichtigt. Den-
noch erwartet Hanisch, dass die
Initiative der Staatsregierung die
Region stärken werde: „Zu hoffen
ist auch, dass sich die Wirtschaft
alle geplanten Maßnahmen zu
Herzen nimmt und verstärkt im
ländlichen Raum des Freistaats
investiert. Hiervon könnte unser
Landkreis stark profitieren.“

Die Dörfer
sollen wachsen

Bauland wäre in der Stadt
vorhanden. Allerdings
werden viele brachliegende
Grundstücke von den
Eigentümern zurück
gehalten. Der Planungs-
ausschuss setzt jetzt auf
neue Baugebiete in den
westlichen Stadtteilen.

Schwandorf. (ch) Die Stadt wächst
doppelt so schnell, als noch 2010
prognostiziert. Das ist einerseits er-
freulich, setzt die Verantwortlichen
im Stadtrat andererseits aber auch
unter Zugzwang. Mit einem Rah-
menplan sollen nun weitere Bau-,
aber auch Gewerbegebiete auf den
Weg gebracht werden. Auf 54 Hektar
beziffert die Stadtplanung vorhande-
ne Reserven in Baugebieten und
Baulücken. Das sind immerhin 25
Hektar weniger als noch vor zehn
Jahren. Weil viele Eigentümer aber
nicht abgabebereit sind, bleiben die
Grundstücke unverfügbar.

Keine Chance in Fronberg
Ebenso wenig abgabebereit sind die
Eigentümer der Grundstücke an-
schließend an das beinahe ausver-
kaufte Baugebiet „Hasenbuckel“ in
Fronberg. Die Hochwasserlinien,
Lärmwerte und weitere Ausschluss-

kriterien angesetzt, bleiben laut
Stadtplanerin Sabine Pollinger nur
noch Flächen in den westlichen
Stadtteilen. Ins Auge gefasst werden
Kreith, Richt und Irlaching. Potenzia-
le für Gewerbegebiete sind im Stadt-
süden Richtung Klausensee und in
Fronberg unmittelbar an der Auto-
bahnanschlussstelle gegeben. Wobei
der Druck in diesem Bereich nicht so
drängend sei, wie Pollinger erläuter-
te. Im Rahmenplan aufgenommen
wird auch ein Gebiet am Sitzenhof,
um für „Horsch“ Erweiterungspoten-
ziale zu sichern.

Kaum Infrastruktur
Laut Stadtplanerin Sabine Pollinger
ergibt sich für die Stadt bei einem er-
warteten Wachstum von 0,3 Prozent
bis 2030 ein zusätzlicher Flächenbe-
darf von 30 Hektar für Wohnbau. Das
neu auszuweisende Bauerwartungs-
land will die Stadt nutzen, um regu-
lierend auf den Grundstücksmarkt
einzuwirken. Das heißt: Ausgewiesen
würde nur, wenn die Eigentümer die
betreffenden Grundstücke an die
Stadt abgeben würden.

Andreas Wopperer (CSU) und
Manfred Schüller (SPD) befürworte-
ten den Rahmenplan grundsätzlich.
Schüller verwies darauf, mit der Ge-
werbenutzung nicht zu nahe an den
Klausensee als wichtiges Naherho-
lungsgebiet heran zu rücken. Beden-
ken gegen den Rahmenplan äußerte

Marion Juniec-Möller (Grüne): In
den Stadtteilen fehle es schlicht an
der Infrastruktur. „Da gibt’s keine
Schule, keinen Kindergarten, keine
Einkaufsmöglichkeiten“. Die neuen
Baugebiete würden also auf jeden
Fall für mehr Verkehr sorgen.

Kurt Mieschala (UW) sprach kon-
kret die Verkehrserschließung für
Richt und Kreith an. Die Adalbert-
Brunner-Straße sei wenig leistungs-
fähig, der Anschluss an die Bundes-
straße an der Brunnleite (Baumschu-
le Bösl) riskant. Er forderte, sich noch

stärker für die Aktivierung von
Brachflächen einzusetzen. Der Aus-
schuss brachte den Rahmenplan auf
den Weg, auf Anregung von Marion
Juniec-Möller (Grüne) werden Flä-
chen für Freizeit und Erholung auf-
genommen. Gleichzeitig beschloss
das Gremium, ins Änderungsverfah-
ren für den Flächennutzungsplan in
Kreith (an der Kapellenstraße und
östlich des Dorfs) und in Irlaching
(südöstlicher Dorfrand) einzustei-
gen. Die SPD und Kurt Mieschala
stimmten dagegen. Sie wollten zu-
nächst den Rahmenplan abwarten.

Im Baugebiet „Hasenbuckel“ in Fronberg sind fast alle Parzellen verkauft.
Die Nachfrage nach Bauland bleibt, neue Gebiete sollen nun in Kreith,
Richt und Irlaching entstehen. Bild: rid

Rechenspiele um die Windkraft
Entscheidung über Anlagen in Neukirchen fällt im Stadtrat – Kompromiss bei Mindestabständen in der Diskussion

Schwandorf. (ch) „Auf Verlangen von
mindestens drei Mitgliedern eines
Ausschusses wird ein Tagesord-
nungspunkt an den Stadtrat über-
wiesen, wenn dieser von allgemei-
nem kommunalpolitischem Interes-
se ist (...)“, heißt es in der Geschäfts-
ordnung des Stadtrates. Genau die-
sen Paragrafen 8, Absatz 4 zog die
SPD-Fraktion am Mittwoch im Pla-
nungsausschuss und ließ die Debatte
über einen Windpark in Neukirchen
platzen.

Der Stadtrat wird nun darüber zu
entscheiden haben, ob ein vorha-
benbezogener Bebauungsplan aufge-
stellt wird. Nur dann kann die
10-H-Regelung ausgehebelt werden
und geringere Abstände der Windrä-
der zur Wohnbebauung als zwei Kilo-
meter wären möglich. Gilt „10 H“,
dürfte der Windpark gescheitert sein.
Mit über 400 Unterschriften haben
Anlieger die „10-H-Regelung“ gefor-
dert. SPD-Sprecher Manfred Schüller
begründete den Geschäftsordnungs-

antrag, für den neben den drei SPD-
Räten auch Marion Juniec-Möller
(Grüne) stimmte, mit der Bedeutung
für die ganze Stadt. Der ÖDP, die im
Planungsausschuss nicht vertreten

ist, dürfte die Behandlung im Stadt-
rat in die Hände spielen. Martin
Brock jedenfalls stellte schon bei der
Versammlung in Neukirchen Überle-
gungen an, ob die Frage nicht über

ein Ratsbegehren samt Bürgerent-
scheid zu klären wäre.

Die Mehrheitsverhältnisse im
Stadtrat zugrunde gelegt, ist eine
Mehrheit für oder gegen die Windrä-
der keineswegs eindeutig. Heinrich
Engelhardt (CSU) war bisher zumin-
dest eher ein Befürworter. Er sitzt
nicht im Planungsausschuss. Die UW
dürfte an der Seite der CSU stehen
und für „10 H“ plädieren.

Im Ausschuss hätte es so – mit der
Stimme des OB – wohl auf jeden Fall
für eine Ablehnung eines Bebau-
ungsplans gereicht. Im Stadtrat wer-
den die Karten neu gemischt. Elf
CSU-Räte plus OB und drei UW-Räte
ergibt 15. Eine Stimme zu wenig. Die
Freien Wähler stehen einem Bebau-
ungsplan laut Dieter Jäger nicht
grundsätzlich ablehnend gegenüber,
wollen aber einen Abstand der Wind-
räder zur Bebauung von mindestens
1500 Metern festgelegt sehen und da-
zu in einer Bürgerwerkstatt Lösun-
gen suchen.

Viele Anlieger der geplanten Windräder wollten die Debatte im Planungs-
ausschuss verfolgen. Nach einem Geschäftsordnungsantrag der SPD fiel die
ins Wasser. Der Stadtrat wird sich mit dem Thema befassen. Bild: Hösamer

Fronberg in einer Liga mit Berlin und London
Bayernweit einzige Grundschule mit „Fairtrade-Zertifikat“ – Nach Aktion Kindergarten in Vietnam mit Spende unterstützt

Schwandorf. (rid) Fronberg ist die
einzige Grundschule in Bayern, die
sich „Fairtrade-Schule“ nennen darf.
Dies bestätigte Astrid Amler-Enders
von Fairtrade Deutschland bei der
Urkundenüberreichung am Mitt-
woch in der Turnhalle der Schule.

200 Schulen haben sich seit 2012
bundesweit registrieren lassen. Nur
111 haben es bisher geschafft, die
Kriterien für eine Zertifizierung als
„Fairtrade School“ zu erfüllen. Eine
Grund- und Mittelschule in Bamberg
gehört dazu, und jetzt auch Fronberg
als einzige reine Grundschule. Zur
Urkundenverleihung versammelten
sich am Mittwoch Schüler, Eltern
und Ehrengäste in der Turnhalle.

Regional, bio, fairtrade
Astrid Amler-Enders bescheinigte der
Schulfamilie eine „vorbildliche Leis-
tung“. Dass eine „so kleine Schule“
Teil einer „großen internationalen
Bewegung“ sei, fand die Fairtrade-
Referentin aus Ingolstadt „mehr als
beachtlich“. Außergewöhnlich sei

auch, dass ein politischer Repräsen-
tant, wie in Schwandorf die zweite
Bürgermeisterin Ulrike Roidl, Teil des
Schulteams gewesen sei. „So etwas
habe ich bisher noch nicht erlebt“,
versicherte Amler-Enders.

Besonders erwähnenswert fand
Astrid Amler-Enders zudem eine
Fairtrade-Aktion, bei der die Schüler
850 Euro erwirtschafteten und den
Erlös für den Bau eines Kindergar-
tens in Vietnam spendeten. Für die
Fairtrade-Referentin steht fest:
„Fronberg ist ein Vorbild für alle an-
deren Schulen“. Die kleine Schule
spiele jetzt in der großen Liga mit
und stehe auf einer Ebene mit den
Bildungseinrichtungen in Berlin,
London und München.

„Regional, saisonal, bio, fairtrade“.
Auf diese Reihenfolge achtet Maria
Juraske bei der Zusammenstellung
des „gesunden Pausebrots“. Für die
Schulleiterin hat es keinen Sinn, Le-
bensmittel aus der Dritten Welt ein-
zuführen, „die es frisch bei uns gibt“.
Daneben könnten aber Fairtrade-

Produkte durchaus ihren festen Platz
im Angebot haben. Fairer Handel sei
regelmäßig Thema im Unterricht, er-
klärt Maria Juraske. Sie gründete ein
Schulteam als Voraussetzung zur Er-
langung des Schulsiegels. Wer Fair-
trade-Schule werden möchte, müsse

nicht nur Produkte aus den Schwel-
len- und Entwicklungsländern an-
bieten, sondern auch Aktionen star-
ten und Schulveranstaltungen orga-
nisieren. „Das alles machen wir
schon lange“, versichert die Schullei-
terin. Die beiden Schüler Jonas und

Manuel erklärten die Aktionen so:
„Fairtrade macht die Welt ein biss-
chen fairer, ist gut für den Gemein-
schaftssinn in der Schule und macht
Spaß“. Die Fronberger Schüler wis-
sen nun nicht nur, dass die Frucht an
einer Staude wächst, sondern auch,
„dass erst ein umweltschonender
Anbau, bessere Arbeitsbedingungen
und angemessene Bezahlung eine
Banane zu einem Fairtrade-Produkt
macht“.

Respekt für Leistung
Für so viel Einsatz für eine gute Sa-
che zollte auch die zweite Bürger-
meisterin den Schülern, Lehrern und
Elternbeiräten ihren Respekt. Alfred
Damm, der Vorsitzende der örtlichen
Fairtrade-Steuerungsgruppe, würdig-
te den Beitrag der Schule zur Verbes-
serung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen von benachteiligten Bau-
ern- und Produzentenfamilien in
Afrika, Asien und Lateinamerika. Ein
Beispiel, das Schule machen sollte,
so Damm.

Fairtrade-Referentin Astrid Amler-Enders (rechts) verlieh der Grundschule
Fronberg gemeinsam mit dem Vorsitzenden der örtlichen Steuerungsgrup-
pe, Alfred Damm (links daneben) das Gütesiegel mit dem Titel „Fairtrade
School“. Bild: rid


